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Oö. Jagdgesetz, LGBl.Nr. 32/1964 i.d.g.F. 
 

§ 64 Abhalten des Wildes; Wildschadensverhütung 
(3) Die Jagdausübung und die Wildhege haben so zu erfolgen, dass die Erhaltung des 

Waldes und seiner Wohlfahrtswirkung für die Allgemeinheit nicht gefährdet wird. 
 

(4) Eine Gefährdung im Sinne des Abs. 3 liegt vor, wenn die Einwirkungen des Wildes 
durch Verbiss, Verfegen oder Schälen verursachen, dass 
 
a) in den Beständen Blößen entstehen oder auf größerer Fläche die gesunde 
Bestandes- entwicklung unmöglich ist; oder 

 
b) die Aufforstung oder Naturverjüngung auf aufforstungsbedürftigen Flächen innerhalb 
 der sich aus den forstrechtlichen Bestimmungen ergebenden Fristen nicht gesichert 

  ist; oder 
 
c) die Aufforstung bei Neubewaldungen innerhalb einer nach standörtlichen Gegeben-
 heiten angemessenen Frist nicht gesichert ist; oder 
 
d) Naturverjüngungen in Naturverjüngungsbeständen nicht aufkommen. 

 

§ 65 Haftung für Jagd- und Wildschaden 
(1) Soweit nicht besondere Vereinbarungen getroffen werden, hat der Jagdausübungs-

berechtigte allen entstandenen Jagd- und Wildschaden in dem in diesem Gesetz 
bestimmten Ausmaß zu ersetzen. 

 

§ 68 Schadensermittlung 
(5) Wildschäden im Wald (an Stämmen, Pflanzungen, natürlichen Verjüngungen, 

Vorkulturen usw.) sind nach forstwirtschaftlichen Grundsätzen zu bewerten. Hierbei ist 
zwischen Verbiss-, Fege- und Schälschäden zu unterscheiden und zu berücksichtigen, 
ob nur Einzelstammschädigung oder bereits Bestandesschädigung oder betriebs-
wirtschaftliche Schädigung eingetreten ist. Die Landesregierung kann nähere Richtlinien 
für die Feststellungs- und Berechnungsmethoden erlassen. 

 

§ 69 Geltendmachung des Anspruches auf Jagd- und Wildschaden-
ersatz 

Der Anspruch auf Ersatz eines Jagd- und Wildschadens ist binnen drei Wochen nach 
Bekanntwerden des Schadens bei sonstigem Verlust des Anspruches beim 
Jagdausübungsberechtigten oder dessen Bevollmächtigten geltend zu machen (Fallfrist!). 
 

§ 73 Anmeldung des Schadens 
Der Geschädigte hat, wenn eine gütliche Vereinbarung mit dem 
Jagdausübungsberechtigten nicht zustande kommt, seinen Schadenersatzanspruch binnen 
zwei Wochen nach Ablauf der im § 69 festgesetzten Frist beim Obmann der 
Wildschadenskommission einzubringen (Fallfrist!). 


